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Soziale Arbeit  
mit Menschen und ihrem Handicap 

1 Typischer Fall 
 

1.1 Fall 1: Eingliederungshilfe 

Wir zitieren einen Beschluss des Oberverwaltungsgerichtes für das Land Nordrhein-Westfalen vom 
21.06.2012

1
: 

1 Der am    1995 geborene Kläger erstrebt im vorliegenden Verfahren für fast das komplette Schuljahr 
2007/2008 die Übernahme der Kosten der Beschulung durch die private B.    -D.        -Schule in B1. ein-
schließlich seiner Fahrtkosten aus Mitteln der Eingliederungshilfe nach § 35 a SGB VIII. 

2 Der 1995 geborene Kläger ist das zweitälteste von vier Kindern der Familie L.    . Seine Kindheit war 
durch eine Häufung belastender Lebensumstände beeinflusst. So saß er mehrfach bei Autounfällen der 
Familie im Auto; die Unfälle verliefen teilweise glimpflich, teilweise wurden nahe Familienangehörige 
schwer verletzt. Im Oktober 2002 stellte man bei ihm eine Öffnung in der Scheidewand zwischen den 
beiden Vorhöfen des Herzens, fest, die im Frühjahr 2003 in der Kinderklinik C.    operativ versorgt wur-
de. Im Juli 2003 war er Opfer eines sexuellen Übergriffs, der mit einer Bestrafung des Täters geahndet 
wurde. Im Frühjahr 2004 wurde er Augenzeuge eines tödlichen Unfalls auf dem Schulhof der von ihm 
besuchten Grundschule. Im Januar 2005 trennten sich seine Eltern, zogen im Juni 2006 jedoch wieder 
zusammen. 

3 Der Kläger, der von Juli 1998 bis Juli 2002 die Kindertagesstätte I. besucht hatte, wurde im September 
2002 an der Grundschule N eingeschult. Im Januar 2004 erfolgte der Schulwechsel auf die   ...schule in 
M. . Bereits die ersten Schuljahre des Klägers waren von schulischen Problemen, nicht zuletzt durch ei-
ne Lese- Rechtschreibstörung, geprägt. Wegen der günstigen Rahmenbedingungen der Schule in (klei-
ne Klassen, enge Strukturen, Förderunterricht) konnte der Schulalltag aber bewältigt werden. Im Sep-
tember 2006 wechselte der Kläger auf die Gesamtschule in B. Es zeigte sich, dass er mit den dort ver-
folgten Ansätzen des eigenverantwortlichen Lernens und der freien Wahl der Arbeit nicht zurechtkam. 
Es zeigten sich ferner erhebliche Konzentrationsstörungen und eine hohe Ablenkungsbereitschaft. Der 
Kläger litt unter dieser Situation und ließ zunehmend Schlaflosigkeit, innere Unruhe und Angststörungen 
erkennen. Darüber hinaus war sein Verhalten von depressiven Episoden geprägt. Die Klassenlehrerin 
vertrat die Auffassung, dass die Gesamtschule für den Kläger völlig ungeeignet sei, allerdings konnte sie 
keinerlei alternative Möglichkeit der Beschulung vorschlagen. 

4 Am 30. Mai 2007 stellten die Eltern des Klägers sinngemäß einen Antrag auf die Gewährung von Ju-
gendhilfe für den Kläger. Im Hinblick auf die an der Gesamtschule auftretenden Probleme hatten sie be-
reits vorab Kontakt mit der Klinik für Kinder- und Jugendpsychiatrie und -psychotherapie im Universitäts-
klinikum aufgenommen. In ihrem Gutachten vom 23. Mai 2007 kam die Direktorin der Klinik, Frau Prof. 
Dr. E., zu der Diagnose einer einfachen Aktivitäts- und Aufmerksamkeitsstörung (ICD-10.F 90.0), einer 
Anpassungsstörung an die schulische Situation mit leichten depressiven Symptomen (ICD F 43.21), 
posttraumatische Belastungsstörungen - subklinisch - (ICD-10: F 43.1) sowie einer Lese-, Rechtschreib-
störung (ICD-10 F 81.0). Aufgrund der bestehenden Aufmerksamkeitsstörungen sei der Kläger in der 
Bewältigung der Schulsituation trotz durchschnittlicher intellektueller Fähigkeiten stark beeinträchtigt. 
Neben einer medikamentösen Behandlung der Aktivitäts- und Aufmerksamkeitsstörung und regelmäßi-
ger kinder- und jugendpsychiatrischer Verlaufskontrollen sei die aktuelle Beschulung zu überprüfen. Die 
dringende Empfehlung für den schulischen Bereich gehe dahin, dass der Kläger eine Beschulung in ei-
ner Klasse benötige, in der individuell auf den aktuellen Leistungsstand eingegangen werde; dies solle 
mit engeren Strukturvorgaben verbunden sein. 

5 Dieses Gutachten leiteten die Eltern der Abteilung Eingliederungshilfe des Jugendamtes des Beklagten 

                                                           
1
 OVG NRW, Beschl. v. 21.06.2012 – 12 A 2229/11 – bestätigt durch BVerwG, Beschl. v. 26.02.2013 – 5 B 70/12 - 
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zu. Sie legten bei ihrer Vorsprache am 30. Mai 2007 dar, dass sie nach den aufgetretenen Problemen 
an der Gesamtschule alternativ eine Beschulung durch eine Realschule erwogen hatten. An der 
K. Realschule in B1. habe man ihnen wegen der großen Klassen von einem Wechsel auf diese Schule 
dringend abgeraten. Eine Übernahme der Kosten einer Privatschule wurde von den Mitarbeiterinnen des 
Jugendamtes als alternative Maßnahme von vornherein abgelehnt, da dies keine Eingliederungshilfe 
sei. Es sollte zunächst in gemeinsamen Gesprächen mit dem Jugendamt, der Gesamtschule und den 
Eltern abgeklärt werden, welche Unterstützungsmöglichkeiten für den Kläger an dieser Schule bestän-
den. Den Eltern wurde ein Antragsformular für die Gewährung von Eingliederungshilfe ausgehändigt, 
das am 13. Juli 2007 ausgefüllt an das Jugendamt zurückgelangte. Darin beantragen die Eltern nun-
mehr ausdrücklich die Übernahme der Kosten für eine Privatschule. Ergänzend gaben sie an, dass sich 
die Situation durch die Versetzung des Klägers in die nächste Klasse verändert habe und deshalb eine 
Klassenwiederholung mit neuen Lehrern und unter Inanspruchnahme einer zusätzlichen Lernhilfe durch 
das Jugendamt nicht mehr in Betracht komme. 

6 Eine Befassung des Jugendamtes mit der Beschulung des Klägers auf einer Privatschule lässt sich den 
Verwaltungsvorgängen im anschließenden Zeitraum bis zum Beginn des Schuljahres 2007/2008 (6. Au-
gust 2007) nicht entnehmen. Am 27. August 2007 meldete sich die zuständige Mitarbeiterin des Beklag-
ten bei den Eltern, um vielmehr mit diesen über die Einrichtung einer Lerntherapie zu sprechen. Die El-
tern erklärten daraufhin, dass der Kläger seit diesem Tag zur B. - Schule in B1.   gehe, zunächst für eine 
Probewoche, wobei aber klar sei, dass er dort bleiben werde. Sie hätten diesen Schritt unternommen, 
weil sie sich von der Gesamtschule in keiner Weise ernst genommen fühlten. Entgegen allen vorherigen 
Absprachen der Schule mit den Eltern habe der Kläger die Klasse 5 nicht wiederholen können. Außer-
dem seien die Eltern der Ansicht, dass er die entstandenen Lücken in der Gesamtschule nicht aufholen 
könne. 

7 Mit Bescheid vom 21. September 2007 lehnte der Beklagte den Antrag auf Übernahme der Kosten für 
die Beschulung auf der B. -Schule ab. Ehe eine Entscheidung über das Begehren habe getroffen wer-
den können, hätten die Eltern eigenständig entschieden, dass ihr Sohn nun zukünftig die B.  –Schule 
besuche, so dass die Möglichkeit der Übernahme der Steuerungsverantwortung aufgrund eines Hilfe-
plans nicht mehr möglich sei. Es bestehe für den Jugendhilfeträger nun nicht mehr die Möglichkeit zu 
prüfen, wie sich der konkrete Bedarf des Klägers neben der Einrichtung einer Lerntherapie im Rahmen 
der Eingliederungshilfe darstelle. Darüber hinaus obliege die Frage der geeigneten Beschulung dem 
Schulträger und nicht dem Jugendhilfeträger. Solange der Schulträger davon ausgehe, dass eine Be-
schulung im öffentlichen Schulsystem sichergestellt sei, könne der Jugendhilfeträger lediglich Maßnah-
men gewähren, die eine Teilhabe am entsprechenden öffentlichen Schulsystem ermöglichen. 

 

1.2 Fall 2: Schwerbehinderung 

Der am 12.07.2006 geborene Andre leidet an einer Muskeldystrophie Typ Duchenne, die zu einer 

rasch fortschreitenden Muskelschwäche und Atrophie der Muskulatur geführt hat. Weiter besteht 

eine Entwicklungsstörung vor allem des Sprechens oder der Sprache. 

Mit Bescheid der Städteregion Aachen vom 09.03.2011 waren der GdB von 100 und die Merkzeichen 

G, aG, B und H festgestellt worden. Mit dem Bescheid vom 07.03.2014 wurde der GdB auf 80 ge-

senkt. Das Merkzeichen aG liege nicht mehr vor. Dagegen wollen die Eltern von Andre, der einen 

Rollstuhl benutzen muss, vorgehen. Sie glauben, in Zukunft weder öffentliche Verkehrsmittel kosten-

los noch einen Behindertenparkplatz in Anspruch nehmen zu können. Stimmt das? 

2 Einführung 
 

Lisa ist zu groß, Anna ist zu klein, 

Emil ist zu dünn, Daniel ist zu dick 

Fritz ist zu verschlossen, Flora ist zu offen, 
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Cornelia ist zu schön, Erwin ist zu hässlich, 

Hans ist zu dumm, Sabine ist zu clever, 

Traudel ist zu alt, Theo ist zu jung. 

Jeder ist irgendetwas zu viel. 

Jeder ist irgendetwas zu wenig. 

Jeder ist irgendwie nicht normal. 

Ist hier jemand, der ganz normal ist? 
 

Nein, hier ist niemand, der ganz normal ist. 
 

Das ist normal.  

(unbekannt) 
 

 

3 Perspektive Soziale Arbeit 
 

Für die Soziale Arbeit sollte es eine Selbstverständlichkeit sein, den vollen und gleichberechtigten 

Genuss aller Menschenrechte und Grundfreiheiten für alle Menschen mit Behinderungen zu fördern, 

zu schützen und zu gewährleisten sowie die Achtung der ihnen innewohnenden Würde zu fördern. 

Die Möglichkeiten, dies zu tun, sind so vielfältig wie der Beruf. Menschen mit Handicap begegnen uns 

in allen beruflichen und privaten Kontexten. Die obige „Selbstverständlichkeit“, welche im Wortlaut 

der UN-Behindertenrechtskonvention2 entnommen ist, zu beherzigen, gilt unabhängig davon, ob wir 

als Sozialarbeiter speziell in der sog. Behindertenhilfe  tätig sind oder nicht. 

Es geht um Empowerment, um Selbstbefähigung. Wir haben das Handlungsfeld bewusst als Soziale 

Arbeit mit Menschen und ihrem Handicap definiert. Die Soziale Arbeit für Menschen mit Handicap 

kann niemals ohne sie und auch nicht über sie hinweg durchgeführt werden. Wenn wirklich die ihnen 

innewohnende Würde maßgeblich sein soll, steht die Berücksichtigung ihrer Wünsche im Vorder-

grund. 

Obwohl alle Arbeitsgebiete der Sozialen Arbeit mit Menschen und ihrem Handicap3 zu tun haben, 

haben wir hier in alphabetischer Reihenfolge Einsatzorte aufgelistet, die wohl besonders häufig mit 

diesem Handlungsfeld konfrontiert sind.  

Dazu gehören „Einsatzorte“ für Sozialarbeiter, d.h. Institutionen, die Sozialarbeiter beschäftigen oder 

suchen. Dazu gehören aber auch Behörden und Gerichte, bei denen Soziale Arbeit zum Einsatz 

kommt. 

                                                           
2
 Behindertenrechtskonvention CRPD Art. 1 Rdnr. 103 der Textsammlung Gesetze für die Soziale Arbeit, nomos 

Verlag 
3
 Kleiner Scherz am Rande: in einer Hausarbeit mussten wir ständig von einem „Handycap“ lesen. Der Student 

dachte wohl in erster Linie an sich. Was für die These spricht: „Hier ist niemand, der ganz normal ist.“  

Kommentar [s1]: Quelle 
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Diese Liste ist nicht vollständig und vielleicht auch nicht immer auf dem aktuellsten Stand. Änderun-

gen, Erweiterungen und Empfehlungen nehmen wir gerne entgegen! 

Im Übrigen empfehlen wir dringend, auch einmal einen Blick in die Praxisstellenbörse der KatHo zu 

werfen! 

 

Einsatzorte Regio Aachen und überregional 
Allgemeiner Sozialer Dienst 
ASD 

http://skm-aachen.kibac.de/allgemeiner-sozialdienst/  

Ambulante Dienste .. des VKM Aachen (Schul-)begleitung,  

Ambulant Betreutes Wohnen 1. Alexianer Wohnverbund Aachen  
2. Gangelter Einrichtungen  
3. Helfende Hand  
4. Lebenshilfe 
5. VKM Aachen 
6. Caritas Lebenswelten 
7. u.v.m. 

Amtsgerichte: jeweils mit 
Abteilungen für Zivilsachen, 
Strafsachen und Familiensa-
chen, Betreuungen

Aachen, Eschweiler, Düren, Monschau, Geilenkirchen. Heinsberg 

Arbeitsgericht; zuständig für 
Arbeitsrecht 

Aachen 

Beratungsstelle KoKoBe: Koordinierungs-, Kontakt- und Beratungsstelle für Men-
schen mit Behinderung des VKM in Aachen, Alsdorf, Würselen, 
Eschweiler 

Behindertenwerkstätten s. Werkstätten 

Betreuer, gerichtlich bestellte 1. http://www.betreuungsverein-aachen.de/rechtliche-betreuung/ 
2. siehe Amtsgerichte 
3. http://skm-aachen.kibac.de/gesetzliche-betreuung/  

Bezirksregierung Köln,  
obere Schulbehörde 

Köln, Zeughausstrasse 

Euroregionale Beratungsstelle Grenzinfopunkte Aachen und Herzogenrath-Kerkrade 

Familienhelfer 1. http://www.sozialwerk-aachen.de/projekte/familienhilfe.html 
2. http://www.awo-aachen-land.de/index.php?id=30 
3. http://www.infamilia-ac.de/ueber_uns.html  
4. http://www.mariaimtann.de/  
5. U.v.m. 

Förderschulen in der Städte-
region Aachen 

http://www.schulliste.eu/type/forderschulen/?bundesland=nordrhei
n-westfalen&kreis=aachen-stadteregion  

Forensik  Psychiatrische Einrichtung für psychisch kranke Straftäter: Landes-
krankenhaus Düren 

Jugendamt, Örtlicher Träger 
der Jugendhilfe 

In der Städteregion Aachen, den Kreisen Düren, Euskirchen und 
Heinsberg 
Sowie in den mittleren kreisangehörigen Gemeinden: Baesweiler, 
Eschweiler, Stolberg, Würselen, Monschau, Geilenkirchen,  

Jugendhilfeträger, Freie Courage e.V.  
http://www.aachener-engel.de/  

Jugendhilfe, örtliche Träger Siehe Jugendamt 

http://skm-aachen.kibac.de/allgemeiner-sozialdienst/
http://www.betreuungsverein-aachen.de/rechtliche-betreuung/
http://skm-aachen.kibac.de/gesetzliche-betreuung/
http://www.sozialwerk-aachen.de/projekte/familienhilfe.html
http://www.awo-aachen-land.de/index.php?id=30
http://www.infamilia-ac.de/ueber_uns.html
http://www.mariaimtann.de/
http://www.schulliste.eu/type/forderschulen/?bundesland=nordrhein-westfalen&kreis=aachen-stadteregion
http://www.schulliste.eu/type/forderschulen/?bundesland=nordrhein-westfalen&kreis=aachen-stadteregion
http://www.aachener-engel.de/
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Jugendhilfe, überörtlicher 
Träger 

Landschaftsverband Rheinland, siehe Sozialhilfe 

Kirchlicher Sozialdienst Caritas Regionalverband Aachen Stadt und Aachen Land,  
Diakonie des Kirchenkreises Aachen 

Kindertagesstätte Des VKM mit Logo- und Physiotherapie 

Krankenhaussozialdienst Jedes Krankenhaus vor Ort 

Landgericht mit Abteilungen 
für Zivil- und Strafsachen 

Aachen; zuständig für höhere Streitwerte und größere Strafsachen, 
z.T. auch Berufungsinstanz 

Oberlandesgericht mit Abtei-
lungen für Zivil- und Strafsa-
chen 

Köln und Düsseldorf; Berufungsinstanz für Familiensachen sowie für 
Zivil- und Strafsachen der Landgerichte, selten erste Instanz 

Pflegeheim Jedes Seniorenzentrum vor Ort 

Schulamt Zuständig für die Feststellung von Sonderpädagogischem Förderbe-
darf 

Selbsthilfegruppen http://www.akis-aachen.de/  

Sozialamt In jeder Gemeinde, zuständig für die Eingliederungshilfe, §§ 53 ff. 
SGB XII sowie für die Grundsicherung, §§ 41 SGB XII 

Sozialgericht, zuständig für 
Sozialrecht 

Aachen; zuständig für alle Sozialversicherungssachen und Sozialhilfe 

Sozialhilfe, örtlicher Träger Siehe Sozialamt 

Sozialhilfe, überörtlicher Trä-
ger 

Landschaftsverband Rheinland LVR, Köln-Deutz, Kennedyufer; Träger 
der Behindertenheime, -werkstätten,  

Sozialräume und Inklusion http://www.wir-alle-ac.de/index.php?page=startseite  

Städteregion Aachen Zusammenschluss des ehemaligen Kreises Aachen mit der Stadt Aa-
chen. Für Menschen mit Handicap besonders wichtig: 
1. Versorgungsamt: zuständig für die Feststellung der Schwerbe-

hinderung und den Schwerbehindertenausweis 
2. Inklusionsamt: nimmt die Aufgabe des Behindertenbeauftragten 

wahr. 

Suchtberatung und-therapie 1. http://www.suchthilfe-aachen.de/  
2. http://www.sucht-ac.de/  

Tafeln http://www.aachener-tafel.de/index.htm  

Verwaltungsgericht, zuständig 
für Öffentliches Recht 

Aachen; zuständig für Ausländerrecht, BAföG,  Jugendhilfe, Schul- 
und Hochschulrecht 

Werkstätten 1. Lebenshilfe Aachen 
2. Prodia Kolping Werkstatt Rothe Erde und Brand 

Wohnheime, Wohnstätten; 
auch mit Außenwohngruppen 

1. Caritas  
2. Gangelter Einrichtungen 
3. Lebenshilfe 
4. Vinzenzheim 
5. VKM 

4 Perspektive Recht 
 

Das Handlungsfeld „Soziale Arbeit mit Menschen und ihrem Handicap“ ist eines jener Handlungsfel-

der, die besonders stark von rechtlichen Regelungen geprägt sind. Daran ist erfreulich, dass das gan-

ze Rechtssystem Normen kennt, die Nachteile zwischen behinderten und nicht behinderten Men-

schen ausgleichen sollen. Weniger erfreulich ist die Komplexität der Regelungen, so dass eine Behör-

http://www.akis-aachen.de/
http://www.wir-alle-ac.de/index.php?page=startseite
http://www.suchthilfe-aachen.de/
http://www.sucht-ac.de/
http://www.aachener-tafel.de/index.htm
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de gerne auf die Zuständigkeit einer anderen Behörde verweist. Besonders Eltern behinderter Kinder 

bleibt oftmals nichts anderes übrig, als sich selbst fundierte Rechts- und Systemkenntnisse anzueig-

nen. Wenn Soziale Arbeit hier wirksam unterstützen will, bedeutet dies, sich ebenso in eine nicht 

ganz einfache Materie einzuarbeiten. Viel Spaß dabei! 

Das Rechtssystem kennt (noch) nicht den Begriff „Menschen mit Handicap“, sondern geht von dem 

Begriff der Behinderung aus. 

Zu den Menschen mit Behinderung zählt die UN-Behindertenrechtskonvention solche Menschen, die 

langfristige körperliche, seelische, geistige oder Sinnesbeeinträchtigungen haben, welche sie in 

Wechselwirkung mit verschiedenen Barrieren an der vollen, wirksamen und gleichberechtigten Teil-

habe an der Gesellschaft hindern können4. 

Etwas genauer beschreibt es das deutsche Gesetz zur Rehabilitation und Teilhabe behinderter Men-

schen (SGB IX): 

„Menschen sind behindert, wenn ihre körperliche Funktion, geistige Fähigkeit oder seelische Gesund-

heit mit hoher Wahrscheinlichkeit länger als 6 Monate von dem für das Lebensalter typischen Zustand 

abweichen und daher ihre Teilnahme am Leben in der Gesellschaft beeinträchtigt ist“  

§ 2 Abs.1 S. 1 SGB IX, § 3 BGG  

Rechtlich geht es also immer um 2 Aspekte: Einerseits eine körperliche, geistige oder seelische Stö-

rung, die andererseits zu einer Beeinträchtigung des Lebens in der Gemeinschaft führt. 

Sie sind die Voraussetzungen z.B. für die Eingliederungshilfe für behinderte Menschen nach dem 

Sozialhilferecht, §§ 53 ff. SGB XII. Sie wird präzisiert durch die Eingliederungshilfeverordnung5 nach § 

60 SGB XII. Dort ist beschrieben:  

 Zu den körperlich behinderten Menschen zählen Personen mit körperlichen Gebrechen (z.B. 

Lähmung, Verlust von Gliedmaßen, Blindheit, Gehörlosigkeit). 

 Zu den geistig behinderten Menschen zählen Personen mit einer Schwäche ihrer geistigen 

Kräfte, also vor allem einer Intelligenzminderung (z.B. Down-Syndrom). 

 Zu den seelisch behinderten Menschen zählen Personen mit seelischen Störungen (z.B. kör-

perlich nicht begründbare Psychosen, Neurosen oder Suchtkrankheiten). 

Es gibt auch Personen, die von mehr als einer Behinderung betroffen sind; man spricht dann von 

mehrfachbehinderten Menschen. 

Das Sozialleistungssystem sieht Hilfen nicht erst dann vor, wenn eine Behinderung eingetreten ist. 

Menschen sind von Behinderung bedroht, wenn die Behinderung zu erwarten ist, § 2 Abs. 1 S. 2 SGB 

IX. 

Für Menschen mit Schwerbehinderung gibt es besondere Vorschriften, die ihrer besonderen Situati-

on gerecht werden sollen. Eine Schwerbehinderung liegt vor, wenn ein Grad der Behinderung von 

wenigstens 50 vorliegt und die Menschen in Deutschland leben oder arbeiten (§ 2 Abs. 2 SGB IX). 

                                                           
4
 Behindertenrechtskonvention CRPD Art. 1 Rdnr. 103 der Textsammlung Gesetze für die Soziale Arbeit, nomos 

Verlag 
5
 Rdnr. 32 der Textsammlung Gesetze für die Soziale Arbeit, nomos Verlag 
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Schon ab einem Grad der Behinderung von 30 kann man die Gleichstellung mit schwerbehinderten 

Menschen beantragen (§ 2 Abs. 3 SGB IX). 

Wichtige Begriffe des Behinderten- und Schwerbehindertenrechts sind: 

Behinderung  • Abweichung in der körperlichen Funktion, 

geistigen Fähigkeit oder seelischen Gesund-

heit von dem für das Lebensalter typischen 

Zustand 

• länger als sechs Monate 

• Teilhabe am Leben in der Gesellschaft beein-

trächtigt  

§ 2 Abs. 1 S. 1 SGB IX  

von Behinderung 

bedroht  

… wenn die Beeinträchtigung zu erwarten ist  § 2 Abs. 1 S. 2 SGB IX  

Schwerbehinderung  Grad der Schädigung von wenigstens 50.  § 2 Abs. 2 SGB IX  

Schwerbehinderten 

gleichgestellt  

Grad der Schädigung mindestens 30, wenn ohne 

die Gleichstellung kein Arbeitsplatz zu erlangen.  

§ 2 Abs. 3 SGB IX  

Teilhabe  Oberbegriff von Leistungen für Behinderte und Schwerbehinderte  

Rehabilitation  Leistungen für behinderte Menschen; nicht: Sozi-

alleistungen für Schwerbehinderte  

§§ 17 ff. SGB IX  

Eingliederung  .. ein Begriff des Jugend- und Sozialhilferechts.  § 35a SGB VIII, §§ 53 ff. 

SGB XII  

Nachteilsausgleich  Leistungen von diversen Trägern aus unterschiedlichen Vorschriften zum Aus-

gleich der Handicaps von Behinderten und Schwerbehinderten  

 

4.1 Zivilrecht 

Das Zivilrecht nimmt auf die besonderen Bedürfnisse von Menschen Rücksicht, die selbst nicht in der 

Lage sind ihre Angelegenheiten zu regeln. Dies sind einerseits Minderjährige, die aufgrund ihrer Ent-

wicklung besonders schutzbedürftig sind und daher unter der „Schutzgewalt“ ihrer Eltern oder eines 

Vormundes stehen. Die rechtlichen Regelungen dazu finden wir im Familienrecht. Aber auch volljäh-

rige Personen, die aufgrund einer psychischen Erkrankung, oder einer körperlichen, geistigen oder 
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seelischen Behinderung ihre Angelegenheiten ganz oder teilweise nicht besorgen können, benötigen 

Unterstützung. Die Regelungen dazu finden sich im Betreuungsrecht (siehe 4.1.2), das aufgrund der 

ähnlichen Situation von Schutzbedürftigkeit wie bei Minderjährigen, ebenfalls im Familienrecht gere-

gelt ist. 

4.1.1 Allgemeine Rechtsstellung 

 Rechtsfähigkeit 

§ 1 BGB besagt: „Die Rechtsfähigkeit des Menschen beginnt mit der Vollendung der Geburt“. Mit 

anderen Worten: Mit der Geburt erlangt jeder Mensch, egal ob mit oder ohne Handicap, die Fähig-

keit Träger von Rechten und Pflichten zu sein. Diese Rechtsfähigkeit endet erst mit dem (Hirn-) Tod. 

Davon unterscheiden müssen wir die Frage, ob jeder Mensch auch in der Lage ist, seine Rechte und 

Pflichten selbst wahrzunehmen. 

 Geschäftsfähigkeit 

Geschäftsfähig zu sein bedeutet fähig zu sein, rechtswirksame Willenserklärungen abzugeben und 

Rechtsgeschäfte (Verträge) abzuschließen. § 104 BGB stellt klar, wem von der Rechtsordnung diese 

Fähigkeit nicht zuerkannt wird: geschäftsunfähig sind einerseits Kinder unter 7 Jahren (§ 104 Nr. 1) 

und „wer sich in einem die freie Willensbestimmung ausschließenden Zustand krankhafter Störung 

der Geistestätigkeit befindet, sofern nicht der Zustand seiner Natur nach nur ein vorübergehender 

ist“ (§ 104 Nr. 2).  

Wenn aufgrund einer geistigen oder seelischen Behinderung oder einer psychischen Erkrankung die 

freie Willensbestimmung einer Person dauerhaft ausgeschlossen ist, kann diese nicht selbst ihre 

Rechte wahrnehmen. Sie bedarf dazu eines gesetzlichen Vertreters, der für sie handelt. Bei Kindern 

sind das die Eltern oder ein gerichtlich bestellter Vormund, bei Volljährigen muss vom Gericht ein 

gesetzlicher Vertreter (rechtlicher Betreuer) bestellt werden. 

 Ehefähigkeit, Testierfähigkeit 

 

Eine Unterkategorie der Geschäftsfähigkeit bildet die Ehefähigkeit, nämlich die Fähigkeit eine Ehe 

einzugehen. § 1304 BGB besagt: „wer geschäftsunfähig ist, kann eine Ehe nicht eingehen“.  

 

Auch die Frage, ob jemand ein Testament errichten kann (d.h.: testierfähig ist) hängt von seinem 

Geisteszustand ab: „Wer wegen krankhafter Störung der Geistestätigkeit, wegen Geistesschwäche 

oder wegen Bewusstseinsstörung nicht in der Lage ist, die Bedeutung einer von ihm abgegebenen 

Willenserklärung einzusehen und nach dieser Einsicht zu handeln, kann ein Testament nicht errich-

ten“ (§ 2229 Abs. 4 BGB). In diesen Fällen kann auch kein gesetzlicher Vertreter für die Person han-

deln, weil es um höchstpersönliche Rechte geht (vgl. § 1903 Abs. 2 BGB). 

 

 Deliktsfähigkeit 

 

Die angeborene Rechtsfähigkeit bringt dem Menschen nicht nur Rechte, sondern auch Pflichten, 

insbesondere die Pflicht, für eigenes Verhalten verantwortlich zu sein und dafür einzustehen.  
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Im Prinzip gilt: jeder ist für seine Handlungen selbst verantwortlich. Wenn ich jemanden verletzte, 

oder eine Sache beschädige oder in anderer Weise in ein Recht eines anderen eingreife, bin ich für 

den daraus entstandenen Schaden verantwortlich und muss diesen ersetzen (§ 823 BGB).  

 

Ähnlich wie bei der Geschäftsfähigkeit kennt das Gesetz aber zwei Gründe für eine fehlende oder 

eingeschränkte Verantwortlichkeit: einerseits entwicklungsbedingte Gründe bei Minderjährigen (§ 

828 BGB) und bei Volljährigen: „wer im Zustand der Bewusstlosigkeit oder in einem die freie Willens-

bestimmung ausschließenden Zustand krankhafter Störung der Geistestätigkeit einem anderen Scha-

den zufügt, ist für den Schaden nicht verantwortlich“ (§ 827 S 1 BGB). 

 

Übrigens kennt auch das Strafrecht eine „Schuldunfähigkeit wegen seelischer Störung“ (§ 20 StGB), 

die Straffreiheit zur Folge hat: „Ohne Schuld handelt, wer bei Begehung der Tat wegen einer krank-

haften seelischen Störung, wegen einer tiefgreifenden Bewusstseinsstörung oder wegen Schwach-

sinns oder einer schweren anderen seelischen Abartigkeit unfähig ist, das Unrecht der Tat einzuse-

hen oder nach dieser Einsicht zu handeln.“ Ist die Einsichts- und Urteilsfähigkeit nur „erheblich ge-

mindert“, ist dies immerhin ein Grund für eine mildere Strafe (§ 21 StGB). 

4.1.2 Betreuungsrecht 

Der Begriff „rechtlicher Betreuer“ wurde bereits unter 4.1.1. im Zusammenhang mit der Geschäftsfä-

higkeit erwähnt. Aber Vorsicht: wenn jemand geschäftsunfähig ist, braucht er in der Regel einen 

rechtlichen Betreuer, aber nicht jeder der einen rechtlichen Betreuer hat, ist geschäftsunfähig!  

Ganz im Gegenteil: die Anordnung einer rechtlichen Betreuung hat keinerlei Einfluss auf die Ge-

schäftsfähigkeit der Person. Ziel des Betreuungsrechtes ist es, volljährigen Menschen, die aufgrund 

einer psychischen Erkrankung oder einer körperlichen, geistigen oder seelischen Behinderung ihre 

Angelegenheiten ganz oder teilweise nicht selbst besorgen können, einen Betreuer zur Seite zu stel-

len (§ 1896 Abs 1 S 1 BGB), der sie unterstützt und ihnen hilft, ihre rechtlichen Angelegenheiten zu 

besorgen.  

Der Betreuer ist gesetzlicher Vertreter des Betreuten und darf für den Betreuten handeln, ohne dass 

dessen eigene Handlungsfähigkeit dadurch beschränkt wird.  

Kann jemand nur aufgrund einer körperlichen Behinderung seine Angelegenheiten selbst nicht be-

sorgen, darf ein Betreuer nur auf Antrag der betroffenen Person bestellt werden (§ 1896 Abs 1 S 3 

BGB). Gegen den freien Willen eines Volljährigen darf überhaupt kein Betreuer bestellt werden (§ 

1896 Abs 1a BGB). Die Bestellung eines rechtlichen Betreuers darf auch nur dann erfolgen, wenn 

keine andere Alternative einer Unterstützung möglich ist, z.B. durch die Bevollmächtigung eines Drit-

ten durch die betroffene Person selbst (§ 1896 Abs 2 S 2 BGB). Ein Beispiel dafür wäre: ein am ganzen 

Körper Gelähmter, der auch nicht mehr schreiben kann, braucht keinen rechtlichen Betreuer, weil er 

mündlich in einer Erklärung vor einem Notar eine Person bevollmächtigen kann, seine rechtlichen 

Angelegenheiten für ihn zu erledigen.  

Ein Betreuer darf nur für diejenigen Aufgabenkreise bestellt werden, die der Betroffene selbst nicht 

erledigen kann (§ 1896 Abs 2 BGB). Nehmen wir ein anderes Beispiel: eine Person mit leichter De-

menz ist nicht mehr in der Lage, ihre Finanzen selbst zu regeln, kann aber sehr wohl noch selbst über 

medizinische Maßnahmen entscheiden. In diesem Fall würde für den Aufgabenkreis „finanzielle An-

gelegenheiten“ ein Betreuer bestellt, mit der Folge, dass der Betreuer z.B. Bankgeschäfte für den 
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Betreuten tätigen darf. Bei der Frage, ob der Betreute eine medizinische Behandlung erhält oder z.B. 

aus seiner Wohnung auszieht und in ein Heim zieht, hat der Betreuer keine Entscheidungsbefugnis, 

das entscheidet der Betreute im Beispielsfall ganz alleine. Aufgabenkreise, die in der Praxis die größte 

Bedeutung haben sind: medizinische Angelegenheiten, Einkommensverwaltung, Vermögensangele-

genheiten, Vertretung vor Ämtern und Behörden, Wohnungsangelegenheiten, etc. 

Zu einer Beschränkung der Geschäftsfähigkeit kommt es nur dann, wenn ein „Einwilligungsvorbehalt“ 

vom Betreuungsgericht angeordnet wird. Diesen darf das Gericht jedoch nur dann feststellen, wenn 

der Einwilligungsvorbehalt zur Abwendung einer erheblichen Gefahr für die Person oder das Vermö-

gen des Betreuten erforderlich ist (§ 1903 Abs 1 BGB). Die Konsequenz eines Einwilligungsvorbehal-

tes ist, dass der Betreute für Willenserklärungen in Angelegenheiten, für die eine Betreuung besteht, 

die Einwilligung seines Betreuers benötigt. D.h.: schließt der Betreute einen Vertrag, wird dieser nur 

mit Einwilligung des Betreuers wirksam. Eine Ausnahme bilden, selbst wenn der Betreute geschäfts-

unfähig im Sinne des § 104 Nr 2 BGB ist, lediglich „Geschäfte des täglichen Lebens, die mit geringwer-

tigen Mitteln bewirkt werden können“ (§ 105a BGB), wie z.B.: Friseurbesuch, Zeitungskauf, etc. 

Innerhalb des ihm übertragenen Aufgabenkreises darf ein Betreuer nicht einfach nach eigenem Gut-

dünken Entscheidungen treffen, sondern er hat zum Wohl des Betreuten und nach dessen Willen zu 

entscheiden (§ 1901 Abs 2 und 3 BGB). Der Wille oder zumindest mutmaßliche Wille - wenn der Be-

treute seinen Willen nicht mehr äußern kann - ist der wichtigste Entscheidungsmaßstab des Betreu-

ers, sofern dieser Wille nicht durch die Krankheit des Betroffenen „unfrei“ ist. Kann der freie Wille 

des Betroffenen nicht ermittelt werden, muss der Betreuer zum Wohl des Betroffenen selbst eine 

Entscheidung treffen. Bestimmte wichtige Entscheidungen darf der Betreuer, wenn der Betreute 

selbst die Entscheidung nicht mehr treffen kann, auch nicht alleine entscheiden, sondern benötigt 

zusätzlich die Genehmigung des Betreuungsgerichts: z.B.: medizinische Eingriffe, bei denen die Ge-

fahr des Todes oder eines schweren oder langandauernden gesundheitlichen Schadens besteht (§§ 

1904, und 1905 BGB), im Falle einer Unterbringung oder Zwangsbehandlung (§ 1906 BGB), oder 

wenn der Betreuer beabsichtigt die Wohnung des Betreuten aufzugeben (§ 1907 BGB). Wenn je-

mand verhindern möchte, dass ein anderer in einer Situation, in der er selbst keinen Willen mehr 

bilden kann, für ihn medizinische Entscheidungen trifft, kann er durch eine „Patientenverfügung“ 

seinen Willen vorab festlegen (§ 1901a BGB). 

Das Betreuungsgericht (Amtsgericht) ist nicht nur für die Auswahl und Bestellung eines Betreuers 

zuständig, wobei es nach den Vorschriften der §§ 271 FamFG vorzugehen hat, sondern auch für die 

Kontrolle des Betreuers. Bei der Bestellung einer Person als Betreuer hat das Gericht auf deren Ge-

eignetheit zu achten (§ 1897 Abs 1 BGB). In erster Linie ist auch in dieser Frage den Wünschen des 

Betroffenen zu folgen, sofern sein Wunsch nicht seinem Wohl zuwiderläuft (§ 1897 Abs 4 BGB). Eine 

gute Möglichkeit vorzusorgen, dass der eigene Wunsch auch dann verwirklicht wird, wenn man ihn 

selbst nicht mehr äußern kann, ist, seine Wünsche schon beizeiten in einer „Betreuungsverfügung“ 

festzuhalten (§ 1901c BGB). Durch eine „Vorsorgevollmacht“ kann überhaupt verhindert werden, 

dass das Gericht einen Betreuer bestellt. In einer Vorsorgevollmacht kann eine Person in Zeiten der 

vollen geistigen Gesundheit bestimmen, wer im Falle, dass die eigenen Angelegenheiten aufgrund 

des geänderten Gesundheitszustandes nicht mehr erledigt werden können, dies für sie erledigt. Eine 

Befassung des Gerichtes ist dadurch nicht mehr notwendig. Liegen solche Erklärungen jedoch nicht 

vor, ist es Aufgabe des Gerichts eine geeignete Person als Betreuer zu bestellen. Erste Ansprechpart-

ner sind, wenn der Betreute selbst keine Wünsche äußert oder äußern kann, dabei immer Angehöri-

ge oder Personen aus dem Umfeld des Betreuten (§ 1897 Abs 5 BGB) bzw. andere Personen, die be-
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reit sind ehrenamtlich eine Betreuung zu übernehmen (§ 1897 Abs 6 BGB). Findet sich aus diesem 

Personenkreis niemand, werden meist Berufsbetreuer oder (eher selten) Betreuungsvereine als Be-

treuer bestellt. Bei der Betreuersuche arbeiten Betreuungsgericht und Betreuungsbehörden (meist 

dem Sozialamt angegliedert) zusammen(§ 1897 Abs 7 BGB). 

Die erwähnte Kontrolle des Betreuers durch das Betreuungsgericht meint, dass das Betreuungsge-

richt die Tätigkeit des Betreuers kontrolliert und dieser dem Gericht in gewissen Zeitabständen be-

richten muss. Insbesondere in Vermögensangelegenheiten unterliegt der Betreuer einer genauen 

Kontrolle des Gerichtes, wie er mit dem Vermögen des Betreuten umgeht. Auch in diesem Aufga-

benbereich gibt es eine enge Kooperation zwischen Betreuer und Betreuungsgericht und in vielen 

Fällen ordnet das Gesetz an, dass Entscheidungen des Betreuers der Genehmigung des Gerichts be-

dürfen (§ 1908i BGB, der auf die Rechte und Pflichten des Vormunds verweist: in diesem Zusammen-

hang insb. §§ 1822 bis 1824 BGB). 

4.1.3 Arbeitsrecht 

Arbeit stellt die Lebensgrundlage der meisten Menschen dar, und Teilhabe am Arbeitsleben ist oft für 

Menschen mit Handicap besonders schwer. Daher gibt es eine Reihe gesetzlicher Regelungen, die 

diese Teilhabe ermöglichen und erleichtern sollen. Viele dieser Regelungen richten sich an Arbeitge-

ber, damit diese Anreize erhalten, Menschen mit Handicap einzustellen wie z.B.: finanzielle Zuschüs-

se (§ 34 SGB IX). 

Das Allgemeine Gleichstellungsgesetz (AGG) dient dem Schutz von Menschen mit Behinderung vor 

Diskriminierung und verbietet es Arbeitgebern, behinderte Menschen zu benachteiligen (§ 7 AGG). 

Bereits bei der Ausschreibung von Arbeitsplätzen ist darauf zu achten, dass keine Benachteiligungen 

entstehen (§ 11 AGG). Jeder Arbeitgeber ist verpflichtet, die erforderlichen Maßnahmen zum Schutz 

vor Benachteiligungen zu treffen (§ 12 AGG). 

Das SGB IX kennt eine Reihe von Leistungen, die die Teilhabe am Arbeitsleben erleichtern sollen. 

Dabei geht es einerseits darum, die Erwerbsfähigkeit entsprechend der Leistungsfähigkeit des behin-

derten Menschen zu erhalten bzw. herzustellen (§ 33 SGB IX) beispielsweise auch dadurch, dass ent-

sprechende Beschäftigungsmöglichkeiten geschaffen und unterstützt werden (Werkstätten für Be-

hinderte) - §§ 38a – 43 SGB IX. Zusätzlich gibt es besondere Regelungen für schwerbehinderte Men-

schen (§§ 71 – 92 SGB IX) und Regelungen für Werkstätten für behinderte Menschen, die durch die 

Werkstättenverordnung und Werkstätten-Mitwirkungsverordnung noch näher ausgestaltet sind.  

§ 71 SGB IX legt fest, dass Arbeitgeber ab einer bestimmten Arbeitsplatzzahl verpflichtet sind, 

schwerbehinderte Menschen zu beschäftigen. Sie sind zur Zusammenarbeit mit den Integrationsäm-

tern verpflichtet (§ 80 SGB IX) und schwerbehinderte Menschen dürfen nur mit Zustimmung des In-

tegrationsamtes vom Arbeitgeber gekündigt werden (§ 85 SGB IX). Schwerbehinderung ist überhaupt 

ein wichtiges Kriterium bei der Beurteilung, ob eine Kündigung sozial ungerechtfertigt ist (§ 1 Abs 3 S 

1 KSchG). Eine besondere Verpflichtung gegenüber schwerbehinderten Arbeitnehmern haben aber 

nicht nur die Arbeitgeber selbst, sondern auch die Arbeitnehmervertretungen (Betriebs-, Personalrat 

etc.) - §§ 93 ff SGB IX. 

Die Kraftfahrzeughilfe-Verordnung dient dazu, die Mobilität behinderter Menschen zu erhöhen, da-

mit sie leichter am Arbeitsleben teilnehmen können z.B. durch Hilfe bei der Beschaffung eines Kraft-

fahrzeuges (§ 4 KfzHV) oder bei dessen behindertengerechter Ausstattung (§ 7 KfzHV).  
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4.1.4 Gleichstellungsrecht  

Das Behindertengleichstellungsgesetz6 dient der Beseitigung bzw. Verhinderung von Benachteiligun-

gen und der gleichberechtigten Teilhabe behinderter Menschen. Es beinhaltet unter anderen das 

Benachteiligungsverbot gegenüber behinderten Menschen für Träger öffentlicher Gewalt, die Ver-

pflichtung der Bundesverwaltung (und der Landesverwaltung, soweit sie Bundesrecht ausführen), zur 

Herstellung von Barrierefreiheit in den Bereichen Bau und Verkehr sowie Informationstechnik. Ent-

sprechende Regelungen zur Gewährleistung von Gleichstellung und Barrierefreiheit durch die Lan-

desbehörden finden sich in den Gleichstellungsgesetzen der Länder. 

Das Allgemeine Gleichstellungsgesetz7 will Diskriminierung aus verschiedenen Gründen (Rasse, ethni-

scher Herkunft, Geschlecht, Religion, Weltanschauung, Behinderung, Alter oder sexueller Identität) 

verhindern oder beseitigen (§ 1 AGG). Damit dient es dem Schutz behinderter Menschen vor Benach-

teiligungen im Zivilrechtsverkehr (z.B. Kaufverträge, Versicherungsverträge) sowie insbesondere im 

Arbeitsleben (z.B. Benachteiligungsverbot, Einstellungsvoraussetzungen – siehe oben 4.1.3.). 

 

4.2 Öffentliches Recht 

Behinderten Menschen stehen – grundsätzlich in gleicher Weise wie Nichtbehinderten – zunächst die 

Allgemeinen Sozialleistungen (z.B. Arbeitslosengeld, Krankengeld, Altersrente, Ausbildungsförderung, 

Wohngeld) zu. Das Leistungsrecht sieht allerdings des Öfteren vor, dass (schwer) behinderte Men-

schen hinsichtlich allgemeiner Sozialleistungen mit Rücksicht auf die Behinderung besser gestellt 

werden, so z.B. in § 15 Abs. 3 Nr. 5 BAföG (Ausbildungsförderung über die Förderungshöchstdauer 

hinaus bei Überschreiten wegen Behinderung) und § 17 Abs. 1 Nr. 1 und 2 WoGG (Freibeträge bei 

der Ermittlung des Gesamteinkommens von schwer behinderten Menschen). 

Speziell für Menschen mit Behinderungen oder solchen, bei denen eine Behinderung droht, wurde 

das Gesetz zur Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen (SGB IX) geschaffen. Es besteht 

aus 2 Teilen:  

In Teil 1 (§§ 1-67) sind die Rechtsvorschriften zur Rehabilitation zusammengefasst. Sie gelten für 

mehrere Sozialleistungsbereiche: 

 gesetzliche Unfallversicherung,  

 gesetzliche Krankenversicherung,  

 gesetzliche Rentenversicherung,  

 Arbeitsförderung,  

 Kinder-und Jugendhilfe sowie  

 Sozialhilfe und  

 Opferhilfe. 

                                                           
6
 Rdnr. 11 der Textsammlung Gesetze für die Soziale Arbeit, nomos Verlag 

7
 Rdnr. 3 der Textsammlung Gesetze für die Soziale Arbeit, nomos Verlag 
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Demgegenüber finden wir in Teil 2 (§§ 68 bis 160) das Schwerbehindertenrecht. 

4.2.1 Regelungen für behinderte und von Behinderung bedrohte Menschen 

Rehabilitationsleistungen können Behinderte oder von Behinderung bedrohte Menschen in Anspruch 

nehmen. Dabei geht es um 3 Bereiche: 

1. Die medizinische Rehabilitation betrifft die gesundheitliche Situation. Hier soll die Behinde-

rung abgewendet, beseitigt, gemindert oder eine Verschlimmerung verhütet werden. Auch 

geht es darum, Einschränkung der Erwerbsfähigkeit oder Pflegebedürftigkeit zu vermeiden, 

zu überwinden oder eine Verschlimmerung zu verhüten. 

2. Demgegenüber soll die Teilhabe am Arbeitsleben entsprechend den Neigungen und Fähigkei-

ten des behinderten Menschen so weit wie möglich eine Integration in das Berufsleben er-

reichen und sicherstellen. 

3. Leistungen zur Teilhabe am Gemeinschaftsleben hingegen sollen die persönliche Entwicklung 

ganzheitlich fördern und eine möglichst selbstständige und selbstbestimmte Lebensführung 

ermöglichen oder erleichtern. Die gesetzliche Bestimmung des § 4 Abs. 1 Nr. 4 SGB IX kann 

also durchaus als Manifestation des Empowerment-Gedankens verstanden werden! 

Natürlich muss während einer medizinischen Rehabilitation oder Maßnahmen zur Teilhabe am Ar-

beitsleben der Lebensunterhalt gesichert sein. Deshalb gibt es einen 4. Komplex, den Komplex der 

unterhaltssichernden Leistungen. 

Teilhabe- Leistungsgruppen  

nach § 5 SGB IX  

Leistungen (u.a.)  

Medizinische Rehabilitation  Behandlung, Arzneimittel, Heil-, Hilfsmittel, Psychotherapie, 

Belastungserprobung, Arbeitstherapie  

Teilhabe am Arbeitsleben  Hilfen zur Erhaltung oder Erlangung eines Arbeitsplatzes, 

Berufsvorbereitung, berufliche Anpassung und Weiterbil-

dung, berufliche Ausbildung  

Teilhabe am Gemeinschaftsleben  Kommunikationshilfen, Beschaffung, Umbau, Ausstattung 

der Wohnung, Hilfen zu selbstbestimmtem Leben in betreu-

ten Wohnmöglichkeiten  
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Unterhaltssichernde Leistungen  Krankengeld, Übergangsgeld, Verletztengeld usw.  

  

Wer nun soll all diese Leistungen erbringen? 

Das Gesetz definiert in § 6 SGB IX verschiedene Rehabilitationsträger. Sie sind – und das macht es 

nicht einfacher – nicht für alle Leistungen gleichermaßen zuständig. 

Hier eine Übersicht:
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Leistungen  Unfall-

versi-

cherung 

Kranken-

versiche-

rung  

Rentenver-

sicherung  

Arbeitslo-

senversic

herung  

Jugend-

hilfe  

Sozialhilfe  Opferent-

schädi-

gung  

Medizinische 

Reha  
X X X 

 
X X X 

Teilhabe am 

Arbeitsleben  
X 

 
X X X X X 

Teilhabe am 

Gemein-

schaftsleben  X 
   

X X X 

Unterhalts-

sichernde 

Leistungen  x x x x 
  

x 

 

Die Bedeutung des SGB IX besteht darin, die für Menschen mit Handicap geltenden Gesetze zusam-

menzufassen und ein gemeinsames Verfahren bereitzustellen. Dabei gelten die bestehenden Gesetze 

weiter. Nur sie enthalten die Grundlagen für Leistungsansprüche, d.h. die im Einzelnen nach Voraus-

setzungen und Rechtsfolgen zu prüfenden Anspruchsgrundlagen. Es ist daher für jeden Träger von 

Rehabilitationsleistungen gesondert in das für ihn geltende Gesetz zu schauen und zu fragen, ob eine 

bestimmte begehrte Leistung dort beschrieben ist (siehe 5.1 Lösung Fall 1: Eingliederungshilfe S. 22) 

Eine Besonderheit bildet die Früherkennung und die Frühförderung. Sie erbringt Leistungen sowohl 

der medizinischen Rehabilitation, §§ 26 Abs. 2 Nr. 2, 30 SGB IX, als auch zur Teilhabe am Gemein-

schaftsleben, §§ 55, 56 SGB IX. Sie werden als sog. Komplexleistung von den Sozialpädiatrischen Zen-

tren erbracht.  

Die Aufgabe der SPZ ist eine Komplexleistung, die in der Frühförderungsverordnung (FrühV) auf der 

Basis von § 32 SGB IX näher beschrieben ist. Ein SPZ erbringt. 

- Medizinische Leistungen der fachübergreifend arbeitenden Dienste und Einrichtungen 

- nichtärztliche sozialpädiatrische, psychologische, heilpädagogische, psychosoziale Leistungen 

und die Beratung der Erziehungsberechtigten, auch in fachübergreifend arbeitenden Diens-

ten und Einrichtungen,  
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- wenn sie unter ärztlicher Verantwortung erbracht werden und erforderlich sind, um eine 

drohende oder bereits eingetretene Behinderung zum frühestmöglichen Zeitpunkt zu erken-

nen und einen individuellen Behandlungsplan aufzustellen. 

 

4.2.2 Regelungen für schwerbehinderte Menschen 

Zunächst einmal muss die Schwerbehinderung festgestellt werden. Das geschieht durch die Versor-

gungsämter, die in Nordrhein-Westfalen bei den Kreisen und kreisfreien Städten zu finden sind.  

Die maßgeblichen gesetzlichen Vorschriften finden wir im Recht der schwerbehinderten Menschen, 

Teil 2 von SGB IX. Gemäß § 69 Abs. 1 SGB IX stellen die zuständigen Behörden das Vorliegen einer 

Behinderung und den Grad der Behinderung fest. Das geschieht durch einen Bescheid. Darüber hin-

aus erhält der Schwerbehinderte einen Ausweis, der wie folgt aussieht: 

 

 

 

 

Auf der Rückseite oben rechts sehen Sie, dass in diesen Ausweis der Grad der Behinderung (GdB) mit 

100 festgestellt wurde. 

Schwerbehindertenausweise haben die Funktion, ihren Inhabern sofortige Unterstützung zukommen 

zu lassen. Sie enthalten deshalb Merkzeichen – im vorliegenden Fall B, G und H – die ebenfalls durch 

Bescheid festgelegt werden. Das steht in § 69 Abs. 4 SGB IX.  
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Für die Feststellung des Grades der Behinderung wird in § 69 Abs. 1 S. 5 SGB IX auf die Versorgungs-

medizinverordnung (Ziffer 111 der nomos Gesetzessammlung) verwiesen. In Bezug auf den Schwer-

behindertenausweis gilt die nach § 70 SGB IX ergangene Schwerbehindertenausweisverordnung (Zif-

fer 81 der Gesetzessammlung nomos).  

In der Versorgungsmedizinverordnung kann man bis ins Detail nachlesen, für welche gesundheitliche 

Beeinträchtigung welcher Grad an Behinderung zu erwarten ist. Ferner sind dort und in der Schwer-

behindertenausweisverordnung die Merkzeichen genannt: 

Feststellung 

/Merkzeichen  

• Zuständig: Versorgungsamt von Kreis / Städteregion  § 69 SGB IX  

GdS/GdB  Schädigung: kausal; Behinderung: final  2.a) VersMedV  

GdS-Tabelle  Angabe der Schädigungsgrade in 10-er Schritten nach Organen  Anlage 

VersMedV  

G  Beeinträchtigung der Bewegungsfähigkeit im Strassenverkehr  Teil D VersMedV  

aG  Außergewöhnlich Gehbehindert   

H  Hilflos, ständig der Hilfe bedürftig  Ziff. 5 der 

VersMedV  

B  Zur Mitnahme einer Begleitperson berechtigt   

Bl  Erblindet   

Gl  Gehörlos   

RF  Befreiung vom Rundfunkbeitrag; Teilnahme an öffentlichen 

Veranstaltungen nicht möglich  

 

 

Aus der Schwerbehinderung folgen zahlreiche Nachteilsausgleiche, die wir hier nur auflisten, aber  

nicht weiter beschreiben können, zum Beispiel: 

Nachteilsausgleich: 

• Grundsicherungsleistungen: Erhöhung des Regelsatzes, Mehrbedarfe, einmalige Bedarfe 
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• Prüfungsrecht: Erleichterung der Prüfungsbedingungen, z.B. Verlängerung der Bearbeitungs-

zeit für eine Klausur  

• Schulrecht: Sonderpädagogische Förderungen für u.a. den Bereich Sprache, Soziales Verhal-

ten, des Sehens usw. 

• Unentgeltliche Beförderung, gegebenenfalls mit Begleitperson 

• Parkerleichterung 

• Ermäßigung des Rundfunkbeitrages 

• Erleichterungen bei der Einkommenssteuer 

• Erleichterungen bei der Kfz-Steuer 

• Blindengeld und Blindenhilfe 

• Kindergeld, auch nach Eintritt der Volljährigkeit 

• usw. 

 

4.3 Vertiefung 

4.3.1 Rechtsgebiete, Gesetze, Anspruchsgrundlagen 

Wir haben einmal aufgelistet, welche Rechtsgebiete von welchem Gesetz erfasst ist und wo sie die-

ses Gesetz in der Textsammlung „Gesetze für die Soziale Arbeit“ finden.  

Versuchen Sie einmal, sich einen Überblick zu verschaffen: 

 

RECHTSGEBIETE GESETZE, 

ANSPRUCHSGRUNDLAGEN 

ZIFFER IN DER 

NOMOS 

TEXTSAMMLUNG 

Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz AGG 3 

Behindertengleichstellungsgesetz BGG 11 

Betreuungsbehördengesetz BtBG 17 

Budgetverordnung BudgetV 18 

Bundesversorgungsgesetz BVG 26 

Bürgerliches Gesetzbuch BGB 28 

Eingliederungshilfe-Verordnung EinglHV 32 
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Eingliederungsmittel-Verordnung EinglMV 33 

Europäische Grundrechtecharta EU GR-Charta 37 

Europäische Menschenrechtskonven-
tion 

EMRK 38 

Familienpflegezeitgesetz FPfZG 38a 

Gesetz über das Verfahren in Familien-
sachen und Angelegenheiten der Frei-
willigen Gerichtsbarkeit 

FamFG 39 

Frühförderungsverordnung FrühV 41 

Gewaltschutzgesetz GewSchG 43 

Grundgesetz für die Bundesrepublik 
Deutschland 

GG 45 

Heimgesetz HeimG 46 

Heimmindestbauverordnung HeimMindBauV 47 

Heimmitwirkungsverordnung HeimmwV 48 

Heimpersonalverordnung HeimPersV 49 

Heimsicherungsverordnung HeimsicherungsV 50 

Hilfetelefongesetz HilfetelefonG 50a 

Kraftfahrzeughilfe-Verordnung KfzHV 62 

Opferentschädigungsgesetz OEG 68 

Pflegebedürftigkeits-Richtlinien PflRi 70 

Pflegezeitgesetz PflegeZG 71 

Schwerbehinderten-
Ausgleichsabgabenverordnung 

SchwbAV 80 

Schwerbehindertenausweisverordnung SchwbAwV 81 

Sozialgesetzbuch IX (Rehabilitation und 
Teilhabe behinderter Menschen) 

SGB IX 91 

Sozialgesetzbuch XI (Soziale Pflegever-
sicherung) 

SGB XI 93 

Sozialgesetzbuch XII (Sozialhilfe) SGB XII 94 

UN-Behindertenrechtskonvention CRPD 103 

Versorgungsmedizin-Verordnung VersMedV 112 

Vormünder- und Betreuungsvergü-
tungsgesetz 

VBVG 116 
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Werkstätten-Mitwirkungsverordnung WMVO 117 

Werkstättenverordnung WVO 118 

Wohn- und Betreuungsvertragsgesetz WBVG 121 

 

 

4.3.2 Hinweise auf Literatur, Internet, Aktuelles 

Dillmann, Franz: Allgemeines Sozialverwaltungsrecht und Grundzüge des sozialgerichtlichen Verfahrens. Stutt-

gart: 2008. 

Dörndorfer, Josef: Prozesskosten- und Beratungshilfe für Anfänger. München: 5., überarb. Aufl, Beck, 2009. - 

ISBN: 9783406589904 

Falterbaum Johannes, Rechtliche Grundlagen sozialer Arbeit: eine praxisorientierte Einführung, Verlag Kohl-

hammer 2012 

Fasselt, Ursula / Schellhorn, Helmut: Handbuch Sozialrechtsberatung. 2012. - ISBN: 978-3-8329-7737-5 

Gastiger Sigmund, Erste Hilfe im Recht, Verlag für das Studium der sozialen Arbeit, 5. Auflage, March 2010  

Gastiger Sigmund/ OberloskampHelga/Winkler Jürgen, Recht konkret Teilband I, Verlag für das Studium der 

sozialen Arbeit (Fälle und Lösungen), 6. Auflage,March 2009 

Kievel Winfried/Knösel Peter/Marx Ansgar, Recht für soziale Berufe, 6. Auflage, Verlag Luchterhand 2010 

Richter, Ronald ; Doering-Striening, Gudrun: Grundlagen des Sozialrechts. Baden-Baden: 1. Aufl, Nomos, 

2009. - ISBN: 9783832939519 

Rothkegel, Ralf: Sozialhilferecht. 1., 2005. 

Wabnitz Reinhard, Grundkurs Recht für die Soziale Arbeit, 2. Auflage 2014, Ernst Reinhardt Verlag (UTB 

3368) 

Trenczek Thomas/Tammen Britta/Behlert Wolfgang, Grundzüge des Rechts, Studienbuch für soziale Berufe, 3. 

Auflage 2011, Ernst Reinhardt Verlag (UTB 8357) 

5 Rechtliche Lösung der Fälle 

5.1 Lösung Fall 1: Eingliederungshilfe 

Zunächst ist eine Anspruchsgrundlage zu suchen und zu finden. 

Das SGB IX selbst enthält keine Anspruchsgrundlagen. Dementsprechend ist bei dem für die jeweili-

gen Rehabilitationsträger geltenden Gesetz nach einer Anspruchsgrundlage zu suchen. Rehabilitati-

onsträger ist hier die Jugendhilfe, das Jugendamt. Für dieses gilt das SGB VIII. 

Dieses Gesetz über die Kinder und Jugendhilfe sieht in § 35a SGB VIII die Eingliederungshilfe für see-

lisch behinderte Kinder und Jugendliche vor. Das ist zunächst einmal die Anspruchsgrundlage, denn 
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die Bestimmung nennt in § 35a Abs. 1 die Anspruchsvoraussetzungen und in Abs. 2 die Rechtsfolgen, 

nämlich die Art und Weise der Hilfe im Einzelfall. 

Entsprechend den oben geschilderten 2 Aspekten des Vorliegens einer Behinderung setzt § 35a SGB 

VIII  

1. in Abs. 1 S. 1 Nr. 1 das Vorliegen einer seelischen Behinderung voraus.  

2. Weiter muss gemäß Abs. 1 S. 1 Nr. 2 die Teilhabe am Leben in der Gesellschaft beeinträchtigt 

oder eine solche Beeinträchtigung zu erwarten sein. 

Gleichermaßen können auch von Behinderung bedrohte Kinder und Jugendliche gemäß § 35a Abs. 1 

S. 2 SGB VIII Ansprüche auf Eingliederungshilfe stellen. Auch bei ihnen muss der zweite Aspekt, die 

Teilhabebeeinträchtigung gegeben sein. 

Wie nun sind die beiden Voraussetzungen zu prüfen? Das Gesetz macht dazu in § 35a Abs. 1a SGB 

VIII eine klare Vorgabe: Der Jugendhilfeträger muss diesbezüglich die fachärztliche Stellungnahme 

eines Arztes oder Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten einholen. Diese muss sich an der in-

ternationalen Klassifikation der Krankheiten ICD 10 orientieren.  

Im vorliegenden Fall haben die Eltern bereits selbst eine solche fachärztliche Stellungnahme vorge-

legt. Diese benennt einige Diagnosen nach dem ICD 10 Kapitel F. Sie betreffen psychische und Verhal-

tensstörungen. Bei dem Schüler liegt also eine seelische Behinderung vor. 

Nun ist die zweite Voraussetzung – die sog. Teilhabebeeinträchtigung – zu prüfen. Wie geschieht 

das? Auch insoweit macht das Gesetz klare Vorgaben: nach § 36 SGB VIII muss ein Hilfeplan erstellt 

werden, an dem das Kind und seine Eltern, aber auch die Fachkräfte und die diagnostizierende Stelle 

(§ 36 Abs. 3 SGB VIII) zu beteiligen sind. Federführend allerdings ist hier das Jugendamt und das be-

deutet: die Sozialarbeiterin dort muss sowohl die zweite Voraussetzung – Teilhabebeeinträchtigung – 

als auch die Art und Weise der Hilfegewährung prüfen und den Bedarf feststellen. 

Hier lässt sich aus der Entscheidung deutliche Kritik der Richter an der Sozialen Arbeit herauslesen. 

Sie schreiben: „Eine Befassung des Jugendamtes mit der Beschulung des Klägers auf einer Privatschule 

lässt sich den Verwaltungsvorgängen im anschließenden Zeitraum bis zum Beginn des Schuljahres 

2007/2008 (6. August 2007) nicht entnehmen“. 
8
 

Nach dem Sachverhalt stellten die Eltern am 30.05. formlos und dann am 13.07. förmlich den Antrag 

auf Eingliederungshilfe für das kommende Schuljahr, welches am 06.08. begann. Es geschah jedoch 

nichts. Erst Ende August – als das Kind bereits auf der Privatschule war – meldete sich die Sozialarbei-

terin bei den Eltern. Das war offensichtlich zu spät. 

Die Sozialarbeiterin hätte das Vorliegen einer Teilhabebeeinträchtigung prüfen müssen. Das haben 

die Richter nach dem hier nicht abgedruckten Urteil bejaht: dafür sprechen die geschilderten Schul-

probleme und das Fachgutachten der Ärztin. Sie schilderte ja nicht nur die Diagnose, sondern eine 

starke Beeinträchtigung aufgrund der bestehenden Aufmerksamkeitsstörungen. Neben einer medi-

kamentösen Behandlung der Aktivitäts- und Aufmerksamkeitsstörung und regelmäßiger kinder- und 

jugendpsychiatrischer Verlaufskontrollen sei die aktuelle Beschulung zu überprüfen. Die dringende 

Empfehlung für den schulischen Bereich gehe dahin, dass der Kläger eine Beschulung in einer Klasse 

benötige, in der individuell auf den aktuellen Leistungsstand eingegangen werde; dies solle mit enge-

                                                           
8
 OVG NRW, Beschl. v. 21.06.2012 – 12 A 2229/11 –  
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ren Strukturvorgaben verbunden sein. Mit kleinen Klassen und engen Strukturvorgaben war der Klä-

ger klar gekommen, mit der Situation auf der Gesamtschule jedoch überhaupt nicht.  

Wenn also eine Teilhabebeeinträchtigung bejaht wird, dann bestehen auf der Rechtsfolgenseite noch 

zwei Probleme:  

Zum einen muss das Jugendamt (und nicht die Eltern) entscheiden, welche Hilfe angemessen ist. Das 

ergibt sich aus § 36a Absatz 1 S. 1 SGB VIII, wonach die Kosten der Hilfe grundsätzlich nur dann ge-

tragen werden, wenn sie auf der Grundlage der Entscheidung des Jugendamtes erbracht wird. Das 

Jugendamt hat hier also die sog. Steuerungsverantwortung, nach Maßgabe des Hilfeplans und unter 

Beachtung des Wunsch- und Wahlrechts der Eltern selbst zu entscheiden. Deshalb ist der Frage nach-

zugehen, wie es sich auswirkt, dass im vorliegenden Fall das Jugendamt nicht fristgerecht zu Beginn 

des Schuljahres entschieden hat, sondern sich die Eltern die Hilfe selbst beschafft haben. 

Zweitens stellt sich die Frage, ob die schulische Bildung – auch von Menschen mit Handicaps – nicht 

ausschließlich Sache des Schulsystems ist, so dass die Übernahme von Kosten einer Privatschule 

schon grundsätzlich nicht eine Leistung der Jugendhilfe darstellen kann. 

Der Reihe nach: 

Wenn Eltern sich eine Hilfe selbst beschaffen – z.B. eine Lerntherapie, Schulbegleitung usw. – ist das 

Jugendamt grundsätzlich nicht dazu verpflichtet, im Nachhinein die Kosten dafür zu übernehmen. 

Eine Ausnahme besteht jedoch gem. § 36a Abs. 3 SGB VIII, wenn das Jugendamt trotz rechtzeitiger 

Antragstellung nicht reagiert, die Anspruchsvoraussetzungen für die Eingliederungshilfe aber vorlie-

gen und nicht mehr abgewartet werden kann9. 

So lag der Fall hier: bereits Ende Mai wusste das Jugendamt von den Schulproblemen und der Tatsa-

che, dass weder die Gesamtschule noch eine Beschulung durch eine Realschule Erfolg versprachen. 

Offensichtlich waren die Eltern seit dem auf der Suche nach einer geeigneten Schulform. Zweitens 

lagen die Voraussetzungen des § 35a Abs. 1 SGB VIII vor, und schließlich konnte mit Beginn des neu-

en Schuljahres nicht mehr abgewartet werden, bis das Jugendamt eine Entscheidung über die Ein-

gliederungshilfe getroffen hatte. Es musste entscheiden werden, welche Schule der Junge besucht. 

Deshalb hat das Gericht dem Anspruch des Klägers auch tatsächlich entsprochen und das Jugendamt 

dazu verpflichtet, die Kosten für die Beschulung an einer Privatschule zu übernehmen. 

Ob allerdings die Übernahme derartiger Kosten eine Leistung der Eingliederungshilfe sein können, ist 

derzeit zwischen den beiden höchsten deutschen Gerichten umstritten: Für Kinder mit seelischer 

Behinderung hat das Bundesverwaltungsgericht10 die hier besprochene Entscheidung des Oberver-

waltungsgerichts Nordrhein-Westfalen akzeptiert; für Kinder mit Mehrfachbehinderung hat im Rah-

men der Sozialhilfe das Bundessozialgericht11 einen derartigen Anspruch auf Übernahme von Schul-

kosten einer Privatschule abgelehnt. 

In diesem Zusammenhang ist noch auf folgendes aufmerksam zu machen: 

                                                           
9
 Völlig richtig wäre es, § 36a SGB VIII als Anspruchsgrundlage für die bereits gezahlten Schulkosten und § 35a 

SGB VIII als Anspruchsgrundlage für die laufenden Kosten des Schuljahres zu bezeichnen. 
10

 OVG NRW, Beschl. v. 21.06.2012 – 12 A 2229/11 – ; BVerwG, Beschl. v. 26.02.2013 – 5 B 70/12 - 
11

 BSG, Urt.v. 15.11.2012 - B 8 SO 10/11 R -, Keine Übernahme von Privatschulkosten durch die Sozialhilfe, 
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Im Verhältnis zwischen Jugend- und Sozialhilfe geht grundsätzlich die Jugendhilfe der Sozialhilfe vor. 

Wir haben dies bereits im ersten Handlungsfeld (Menschen mit finanziellen Problemen) kennenge-

lernt12. Für das Sozialhilferecht ergibt sich das aus der Nachrangigkeit (Subsidiarität), § 2 SGB XII, für 

das Jugendhilferecht explizit aus § 10 Abs. 4 S. 1 SGB VIII.  

Für Kinder und Jugendliche mit Behinderung ist diese Rangfolge umgekehrt: Haben körperlich oder 

geistig behinderte Menschen Ansprüche nach dem SGB XII, dann gehen gemäß § 10 Abs. 4 S. 2 SGB 

VIII ausnahmsweise die Vorschriften der Sozialhilfe vor.  

Es muss also im Rahmen der Anspruchsvoraussetzungen geprüft werden, ob gemäß § 35a Abs. 1 S. 1 

Nr. 1 SGB VIII nur eine seelische Behinderung vorliegt oder droht. Ist parallel auch eine körperliche 

oder geistige Behinderung gegeben, geht die Sozialhilfe vor. Im vorliegenden Fall wurde ein Herzfeh-

ler bereits im Jahr 2003 behandelt. Es ist nicht zu erkennen, dass insoweit noch eine Körperbehinde-

rung vorliegt. Im Ergebnis also muss das Jugendamt die Kosten für die Beschulung an einer Privat-

schule übernehmen13. 

 

5.2 Lösung Fall 2: Schwerbehinderung 

Auch für die Feststellung des Grades der Behinderung und von Merkzeichen benötigen wir so etwas 

wie eine Anspruchsgrundlage. Sie finden wir im Recht der schwerbehinderten Menschen, Teil 2 von 

SGB IX. Gemäß § 69 Abs. 1 SGB IX stellen die zuständigen Behörden das Vorliegen einer Behinderung 

und den Grad der Behinderung fest. Ferner vergeben sie die Merkzeichen gemäß § 69 Abs. 4 SGB IX.  

Für die Feststellung des Grades der Behinderung wird in § 69 Abs. 1 S. 5 SGB IX auf die Versorgungs-

medizinverordnung (Ziffer 111 der nomos Gesetzessammlung) verwiesen. In Bezug auf den Schwer-

behinderten Ausweis gilt die nach § 70 SGB IX ergangene Schwerbehindertenausweisverordnung 

(Ziffer 81 der Gesetzessammlung nomos).  

Die Feststellung des Grades der Behinderung ist in erster Linie die Entscheidung von Medizinern, 

aber die Versorgungsmedizinverordnung kann uns hier schon einzelne Hinweise geben: Ziffer 18.6 

sieht für Krankheiten der Muskulatur mit schweren Auswirkungen (bis zur Geh-und Stehunfähigkeit 

und Gebrauchsunfähigkeit der Arme) einen Grad der Behinderung von 90-100 vor. Hinzu kommen 

die allgemeine Entwicklungs- und Sprachstörung. Insoweit muss ein Einzel-GdB und anschließend ein 

Gesamt-GdB festgestellt werden (Ziffer 3). Hier kommt wohl ein Einzel-GdB von 20-40 für die Ein-

schränkung der geistigen Leistungsfähigkeit im Schul-und Jugendalter in Betracht (3.4.2), und zusätz-

lich eine Artikulationsstörung (Ziffer 7.11), so dass für die Feststellung eines Gesamt-Grades der Be-

hinderung von 100 durchaus Chancen bestehen. 

Weniger erfolgreich dürfte das Bestreben sein, neben den bereits festgestellten Merkzeichen auch 

das Merkzeichen aG für die außergewöhnliche Gehbehinderung zu erreichen. Eine solche liegt gemäß 

der Versorgungsmedizinverordnung Teil D 3b) nur vor, wenn das Gehvermögen auf das schwerste 

beeinträchtigt ist. Allein das Angewiesen-sein auf einen Rollstuhl genügt hier nicht. 

                                                           
12

 Denken Sie nur an das 3-Säulen-System und das Netz mit doppeltem Boden. Das Sozialhilfenetz ist erst er-
reicht, wenn andere Leistungen, u.a. von Sozialleistungsträgern, nicht zur Verfügung stehen. 
13

 Diese Entscheidung gilt immer nur für ein Schuljahr. 
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Die Eltern haben allerdings übersehen, dass für die unentgeltliche Beförderung einer Begleitperson 

im Personennahverkehr die Feststellung dieses Merkzeichens nicht erforderlich ist. Hier genügt das 

Merkzeichen B, dass bereits festgestellt wurde, vgl. Teil D Ziffer 2 a) VersMedV. 

 

6 Weiterer Fall zur Eigenbearbeitung 
 

Das Amtsgericht hat die Sozialarbeiterin Else Freund als gerichtlich bestellte Betreuerin für Frau S. 

eingesetzt. Else Freund soll sich um alle Aufgabenbereiche kümmern. Ein Einwilligungsvorbehalt 

wurde nicht angeordnet. Else Freund macht sich folgendes Bild: 

Die 42-jährige Bürokauffrau Frau S. erleidet an ihrem Arbeitsplatz einen Unfall: Als sie einen Akten-

ordner aus dem Regal nimmt, stürzt das ganze Regal um, da es nicht ausreichend an der Wand befes-

tigt ist. Frau S. stürzt ebenfalls und erleidet einen komplizierten Handgelenks- und Unterarmbruch. 

Kurz nach der notwendigen Operation entwickelt Frau S. einen sog. Morbus Sudeck. Das ist eine 

Überreaktion der Nerven, welche zum Anschwellen des Armes und enormen Schmerzen bis in das 

Schultergelenk führt. Die durchgeführten Therapien sind leider erfolglos, so dass Frau S. ihren rech-

ten Arm nicht mehr bewegen kann und ständig Schmerzmittel einnehmen muss. Sie ist nicht mehr in 

der Lage zu arbeiten und verliert auch ihren sozialen Halt. Ihre Eigentumswohnung erweist sich – vor 

allem im Bad - als zu klein. Ein Umzug in eine behindertengerechte Wohnung wäre wünschenswert. 

Tägliche Verrichtungen kann Frau S. nicht mehr alleine bewältigen. 2 Jahre nach dem Unfall erhält sie 

die Pflegestufe 2. Frau S. leidet unter Depressionen und bedarf auch der psychosozialen Unterstüt-

zung im Alltag.  

Es zeigt sich mit anderen Worten ein multimodaler, interdisziplinärer Unterstützungsbedarf.  

Wie kann Else Freund diese Aufgabe(n) bewältigen? Wer ist der Leistungsträger für dieses Hilfesys-

tem? Welche Rolle hat die Sozialarbeiterin Else Freund genau? 


